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Sachstand SchülerInnenticket 
Sitzung des Verkehrsausschusses am 06.09.2023 
 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 
 

hiermit übersende ich Ihnen den erbetenen Bericht zum Sachstand 

SchülerInnenticket mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder des 

Verkehrsausschusses. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Oliver Krischer  
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Mit Vorlage 18/1336 wurde der Gemeinsame Runderlass „Hinweise zum Deutschlandti-

cket für Schülerinnen und Schüler in Nordrhein-Westfalen“ vom 2. Juni 2023 sowie ein 

dazu erstelltes Dokument mit häufig gestellten Fragen übermittelt. Ziel des Erlasses ist, 

dass auch Schülerinnen und Schüler vom Deutschlandticket profitieren und bei Nutzung 

des ÖPNV für Schule und Freizeit als Anspruchsberechtigte nach der Schülerfahrkosten-

verordnung durch den Schulträger ein Deutschlandticket erhalten oder dies als Selbst-

zahlende zu einem vergünstigten Preis von 29 Euro erwerben können.  
 

Das frewillige Landesmodell sieht vor, dass die Schulträger mit dem Verkehrsunterneh-

men bzw. dem Verkehrsverbund einen Vertrag abschließen, in dem sie sich verpflichten, 

die bisherigen Zahlungen weiter zu leisten und auch die Eigenanteile weiter zu erheben 

und an das Verkehrsunternehmen bzw. den Verkehrsverbund weiterzuleiten, sofern sie 

dies bisher getan haben. 

Schulträger, die bisher weniger als durchschnittlich 588 Euro pro Jahr und anspruchsbe-

rechtigtem Schüler gezahlt haben, müssen sich verpflichten, ihre bisherigen Zahlungen 

auf diesen Betrag zu erhöhen. 

Wenn bisher keine Eigenanteile erhoben worden sind, können künftig zu erhebende Ei-

genanteile dazu dienen, den durchschnittlichen Betrag von 588 Euro zu erreichen. Aus 

diesen Mitteln wird auf Verbundebene ein Fonds gebildet, mit dem die Tickets für die 

Selbstzahlenden rabattiert werden können. Sollten mehr Selbstzahlende ein Ticket er-

werben wollen, als dies nach den im Fonds verfügbaren Mitteln möglich wäre, trägt das 

Land die zusätzlichen Kosten. 

 

Der Runderlass stellt sowohl für öffentliche Schulen als auch für Ersatzschulen auf den 

Schulträger ab. Ersatzschulträger, die Träger mehrerer Schulen sind, können daher am 

Modell ohne zusätzliches Zuzahlungserfordernis teilnehmen, wenn sie bereits vor dem 

Wechsel zum Deutschlandticketmodell durchschnittlich insgesamt mehr als 588 Euro pro 

Schüler:in bezahlen.  

Im Gegensatz dazu ist bei der Ersatzschulfinanzierung jedoch zu beachten, dass für die 

Refinanzierung der vorgenannten Kosten das Schulprinzip gilt (§ 1 Abs. 5 Ersatzschulfi-

nanzierungsverordnung) und eine vollständige Refinanzierung der trägerseitigen Kosten 

für die Teilnahme am Deutschlandticketmodell durch das Land Nordrhein-Westfalen nur 

möglich ist, wenn die Schülerfahrkosten schulbezogen nur in maximal der Höhe vertrag-

lich festgeschrieben werden, wie sie auch bereits vor Umstellung auf das Deutschlandti-

cket angefallen sind. Daher hat das Minitserium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr in 

Abstimmung mit dem Ministerium für Schule und Bildung klargestellt, dass bei Ersatz-

schulträgern mit mehreren Schulen, die unter den o.g. Voraussetzungen in das Modell 

eintreten wollen, ein Vertrag mit dem Ersatzschulträger für alle bzw. mehrere Schulen 
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des Trägers geschlossen werden kann, in dem die bisherigen Zahlungen (Durchschnitts-

betrag je anspruchsberechtigtem Schüler oder anspruchsbrechtigter Schülerin) der ein-

zelnen Schulen aufgenommen werden und auch einzeln fortgeschrieben werden. Aus 

dem Vertrag bzw. den Anlagen zum Vertrag muss der für die einzelne Schule des Ersatz-

schulträgers zu entrichtende Betrag ersichtlich sein. Der Betrag einzelner Schulen, die 

bisher weniger als 588 Euro/Jahr/Schüler:in aufgewendet haben, muss in dieser Fall-

konstellation nicht auf den Betrag von 588 Euro pro Schüler:in aufgestockt werden. 

 

Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr hat eine Abfrage „Deutschlandti-

cket Schule“ bei den Verbünden mit Stand 15.08.2023 durchgeführt. Demnach liegen 

zum jetzigen Zeitpunkt nur unvollständige Daten vor. Ein genaueres Bild wird gegen Ende 

des Jahres erwartet. Nach den vorliegenden Daten beteiligen sich 274 Schulträger von 

insgesamt rd. 420 Schulträgern am Landesmodell, während sich mindestens 27 Schul-

träger noch in Verhandlungen befinden. Die Anzahl der aktuell bekannten Selbstzahlen-

den liegt bei 211.376 Schülerinnen und Schülern. Da die Zahlen unvollständig sind, ist 

davon auszugehen, dass der tatsächliche Wert darüber liegt.  

Einige Schulträger nehmen nicht direkt am Landesmodell teil, haben aber die Modalitäten 

übernommen (29 Euro für Selbstzahlende) und finanzieren aus eigenen Mitteln. Dies 

kann günstiger für die Schulträger sein, jedoch fehlt dann die Absicherung des Landes, 

dass der jeweilige Schulträger nicht mehr als bislang finanzieren muss. 

 

Das Ministerium für Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr und das für die 

Schülerfahrkosten zuständigen Ministerium für Schule und Bildung bleiben im Austausch. 


